
Suchergebnisse: Landrichter

Juli 1589 – Hexen-Verfolgung nach Hagelschäden und Ernteausfälle in Schongau

Schongau - München * Das Zentrum des ersten altbaierischen Hexenprozesses ist Schongau bei

Weilheim, das vom Bruder Wilhelms V., Herzog Ferdinand, verwaltet wird. Herzog Ferdinand

reagiert empfindlich, als ihm sein Landrichter von Schongau von Hagelschäden,

Ernteausfällen und den damit verbundenen Einnahmeverlusten berichtet. Zum Glück kann

Richter Hans Friedrich Herwarth von Hohenburg gleich die für die Katastrophe Verantwortlichen

benennen: die Hexen. 

24. Juli 1589 – Alle bösen Leute und Unholden sollen umgehend verhaftet werden

München - Schongau * Herzog Ferdinand befiehlt seinem Landrichter, alle bösen Leute und

Unholden, denen er habhaft werden kann, umgehend zu verhaften. Ihre Wohnungen sollen nach

Salben, Amuletten, wächsernen und durchstochenen Bildern, menschliche Knochen und

ähnlichen Zaubermitteln durchsucht werden. Benennen die Angeklagten freiwillig Mitschuldige,

soll man ihnen einen Straferlass versprechen.    Den Grund dafür, weshalb der böse Feind an

Macht gewonnen hat, sieht der Herzog im Zusammenhang mit dem sündhaften Leben der

Untertanen. Nur deshalb lässt Gott dem Teufel und seinen Werkzeugen freie Hand. Die Pfarrer

und Prediger im Landgericht Schongau sollen deshalb das Volk zur Buße und Besserung des

Lebens ermahnen.      Herzog Ferdinand fordert zur Unterstützung der unerfahrenen baierischen

Hexenjäger den darin geschulten Nachrichter von Biberach an. Er soll die Verdächtigten auf

Hexenmale untersuchen. „Dann wir gesinet, auf alle in Schwung geende und wachsende

hochsträfliche Laster, sonderlich das ungeheur Unholdwerckh ernstliche Inquisition und Straf

furnemmen“. 

August 1589 – Der Schongauer Hexenprozess beginnt

Schongau * In dem ohne gesetzliche Grundlage durchgeführten und Hexenprozess werden unter

rücksichtslosester Anwendung der Folter die unsinnigsten Geständnisse erpresst. Die Frauen

gestehen unter anderem       das Wettermachen,    das Töten von Tieren durch Beschmieren mit

der Hexensalbe,   das Ausgraben und Sieden von Kindern zur Salbenherstellung,   sexuellen

Umgang mit dem Teufel und   nächtliche Ausfahrten auf der Heugabel zu teuflischen Festen.     
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Die Aussagen der so gepeinigten Angeklagten werden mit einer entsprechenden Empfehlung des

Schongauer Landrichters Hans Friedrich Herwarth von Hohenberg an Herzog Ferdinand gesandt,

der dann den Hinrichtungsbefehl gibt. 

Mai 1590 – DerHofrat erlässt die „Gemeine General Instruction“

München * Der Hofrat erlässt die „Gemeine General Instruction. Wie sich alle und jede Pfleger,

Richter und Beamte [...] mit den Unholden und Hexenwerckhs verleumbden Personen in

Erkennung, Einziehung und Besprachung [...] zu verhalten haben.“  Damit ist die Strafbarkeit des

Hexereidelikts im baierischen Herzogtum landesherrlich gebilligt. Die Verrechtlichung des

Hexerei-Tatbestands führt zunächst aber zum Rückgang der Verfolgungen.    Den zuständigen

Unterbeamten erscheint die Einleitung eines Verfahrens juristisch offensichtlich zu kompliziert

und risikoreich. Und nicht jeder Landrichter ist Jesuitenschüler und versteht die dahinter stehende

theologische Logik. Hinzu kommen die Widersprüchlichkeiten der Hexenprozess-Ordnung und

die ständig eintreffenden einschränkenden Vorgaben. 

1612 – Das eigenständige Gericht ob der Au negst München wird eingerichtet

Au - Haidhausen * Nachdem der für die Au und Haidhausen zuständige Richter von

Wolfratshausen und der Amtmann von Perlach den Verhältnissen in diesen Ortschaften nicht

mehr gewachsen sind, werden für diese Ansiedelungen ein eigenständiges Gericht eingerichtet:

das „Gericht ob der Au negst München“, in das Obergiesing und Bogenhausen „aus bedenklichen

Ursachen“ ausdrücklich nicht einbezogen wird.   Es ist allerdings kein selbstständiges

Landgericht, sondern ein Niedergericht, deren hochgerichtlichen Funktionen auch weiterhin vom

Landrichter in Wolfratshausen wahrgenommen werden. Das Gericht ob der Au ist letztlich nichts

anderes als eine Hofmark unter der Gerichtsbarkeit des Hofoberrichteramtes.   Der Grund dafür

liegt in der besonderen Entwicklung dieser Vororte. Au und Haidhausen besitzen durch den

starken Zuzug von Tagelöhnern mit ihren Familien eine völlig andere, vorwiegend gewerblich

geprägte Sozialstruktur. Die sie umgebende Dörfer sind dagegen bäuerlich organisiert.   Viele

Tagwerkerfamilien folgen, oft aus blanker Not heraus, den Verheißungen der Stadt. Da ihnen

eine Niederlassung innerhalb Münchens jedoch nicht erlaubt ist, siedeln sie sich unmittelbar

außerhalb des Münchner Burgfriedens an. Jede Hochkonjunktur im Münchner Bauwesen führt zu

einem erneuten Zustrom von Arbeitskräften und ihren Familien aus dem umliegenden Land.   Zu

den Tagwerkerfamilien gesellen sich verarmte Stadtbewohner und Handwerker, die von den

Zünften - aus Furcht vor wachsender Konkurrenz - nicht aufgenommen werden. Hinzu kommen

Kranke und Bettler, Kleingewerbetreibende, Landstreicher sowie Menschen am Rand der
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Gesellschaft: Arme, Unehrliche und auch Kriminelle. Kurz gesagt: all jene Personen, die die

Bewohner der Residenzstadt lieber außerhalb ihrer Stadttore sehen. 

21. Juli 1612 – Das Aberglaubens- und Hexenmandat zeigt keine große Wirkung

München * Zur Veröffentlichung des Hexenmandats muss dieses von der Kanzel verlesen

werden. Doch der Landrichter von Friedberg berichtet, dass sich die Priesterschaft im Bezirk der

Verlesung des Hexenmandats verweigern würde und führt dies auf den Einfluss der zuständigen

Bischöfe zurück.    Außerdem untersagt der Geheime Rat dem Hofrat die Veröffentlichung des

Mandats in den Hofmarken. Damit zeigt das Mandat keine allzu große Wirkung. 

12. März 1787 – Gräfin Maria Josepha von Toerring-Seefeld überspannt den Bogen

Untergiesing * Der Gräfin Maria Josepha von Toerring-Seefeld werden alle Forderungen gebilligt.

Voraussetzung ist allerdings die Erfüllung von zwei Auflagen.    Zum einen muss die Gräfin die

dem Landrichter und dem Amtsknecht entgangenen Einnahmen in Höhe von 175 Gulden im Jahr

ersetzen,  zum anderen die Inleute der Falkenau gegen den herkömmlichen Lohn zur

kurfürstlichen Jagdlust sowie zur Räumung der kurfürstlichen Fischweiher gebrauchen lassen.   

Dagegen wehrt sich die Gräfin und verlangt nun ihrerseits die Überlassung des Paulanerstocks in

der Au. Damit jedoch verärgert die Gräfin Maria Josepha von Toerring-Seefeld den Kurfürsten

und die den Vorgang bearbeitende Administration massiv.  Sie kann nichts mehr erreichen und

versucht nun, die Hofmark Falkenau an den Landesherren zu veräußern. Dafür verlangt sie

45.000 Gulden und begründet den Preis mit dem Argument, dass das Anwesen durch die

Jurisdiktion so wertvoll geworden sei. Sie vergisst geflissentlich zu erwähnen, dass sie selbst

genau diesen Preis bei ihrem Kauf bezahlen musste.  Am kurfürstlichen Hof empfindet man diese

Preisvorstellungen als ungehörig hoch - und geht deshalb gar nicht darauf ein. Statt dessen wird

ein Untersuchungsverfahrens eingeleitet, ob bei der Verleihung der Hofmarksrechte denn wirklich

alles mit rechten Dingen zugegangen war.

25. Januar 1802 – Dekret zur Aufhebung der Bettelordensklöster in Baiern

Kurfürstentum Baiern * Das kurfürstliche Dekret zur Aufhebung der Bettelordensklöster in Baiern

beginnt mit der Feststellung,       dass die Bettelorden die „Fortpflanzung des Aberglaubens und

der schädlichen Irrtümer“ begünstigen und   die Entstehung und Entwicklung „richtiger Begriffe

der moralischen Bildung im Volke“ verhindern,   weshalb die fortdauernde Existenz der
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Mendikantenklöster zwecklos und schädlich für die Bürger ist.        In Altbaiern sind davon

einundneunzig derartige kirchliche Einrichtungen betroffen. In München sind folgende Bettelorden

betroffen: Kapuziner, Franziskaner, Karmeliten, Karmelitinnen, die Benediktinerinnen am

Lilienberg , die Paulanerinnen im Lilienthal und das Pütrichkloster.     Zur zweckmäßigen

Einrichtung der Bürger- und Landschulen wird ein Schulfonds eingerichtet, der aus dem

Vermögen der aufgehobenen Orden gebildet wird, da es an anderweitigen staatlichen Mitteln

mangelt.    Zur sofortigen Verminderung der Insassen werden       alle Ausländer, das heißt, die

nicht in Pfalzbaiern geborenen Klostermitglieder, in ihre Heimat geschickt,   die Laienbrüder in die

Prälatenklöster versetzt und   Kleriker, die noch keine Profeß abgelegt haben, entlassen.  

Neuaufnahmen und das Überwechseln von Ordensangehörigen in andere Klöster wird streng

untersagt.   Priestermönche können unter bestimmten Voraussetzungen in den

Weltpriesterstand übertreten, was dem Staat die Pensionskosten einsparen hilft.   Alle

übrigbleibenden Klosterindividuen sollen in Zentralklöster - in Wirklichkeit Aussterbeklöster - ihres

Ordens verbracht werden.   Außerdem ist den Franziskanern künftig nur noch Predigt und

Beichthören in der eigenen Ordenskirche erlaubt, jedoch keinerlei Seelsorgeaushilfe.   Dazu

unterstehen sie der verschärften Aufsicht der zuständigen Landrichter.      Als Unterhalt für die

Franziskaner setzt man, da ihnen das Almosensammeln verboten worden ist, jährlich 125 Gulden

fest, zahlbar aus dem Vermögensfonds der nichtständischen Klöster.       Der Inhalt des

Aufhebungsdekretes wird öffentlich nicht bekannt gemacht.   Die ganzen Vorbereitungen der

staatlichen Klosteraufhebungen laufen bis zur Ausführung im Wesentlichen geheim.   Das

verstärkt die Unsicherheit und lässt jede Gegenwehr erlahmen.   Ebenfalls besteht Unkenntnis

über die Befugnisse der eingerichteten Spezialkommission.       Ausgenommen vom

kurfürstlichen Aufhebungs-Dekret der Bettelordensklöster sind - aufgrund ihrer Tätigkeit in der

Krankenpflege beziehungsweise im Schulwesen - die Klöster der Barmherzigen Brüder sowie

der Englischen Fräulein und der Elisabethinerinnen. Das Kloster der Ursulinen in München wird

mit den Nonnen de Notre Dame in Nymphenburg vereinigt.    In der Haupt- und Residenzstadt

München gibt es nur ein ständisches Kloster: das Klarissen-Kloster zu Sankt Jakob am Anger.

3. April 1807 – Mandat zur Neuorganisation des Bürgermilitärs

München * Das „Mandat über die Uniformierung und Organisation des bürgerlichen Militärs in den

Städten, Flecken und Märkten des Königreichs“ wird erlassen.&nbsp;Es bildet eine allgemein

verbindliche Rechtsgrundlage für den Wach- und Sicherheitsdienst des Bürgermilitärs, denn

bisher hatten die Bürger diese Aufgabe ja freiwillig erfüllt.&nbsp;    Wichtigster Punkt für den Staat

ist die neue allgemeine Musterungspflicht aller Bürger zum Bürgermilitär.&nbsp;Untaugliche

müssen eine Wehrersatzgebühr&nbsp;bezahlen.&nbsp;Als Gegenleistung gesteht der Staat den
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Offiziers- und Unteroffizierskorps&nbsp;der einzelnen Waffengattungen des

Bürgermilitärs&nbsp;ihre Ergänzung und Beförderung zu höheren Chargen zu.       Über die

Aufgabe des Bürgermilitärs&nbsp;sagt das Mandat&nbsp;folgendes:&nbsp;„[...] Nie kehrt der

Bürger seine Waffen gegen den äusseren Feind.&nbsp;   Seine Bestimmung bleibt

ausschliessend, den friedlichen, rechtlichen Einwohner zu beschützen, und die Wirkungen des

Gesetzes gegen polizeiliche Vergehungen und das Verbrechen zu unterstützen.&nbsp;   Er

übernimmt demnach bei dem Abzuge der Feldregimenter aus den Garnisonen den Dienst

daselbst, besorgt denselben in jenen Städten, wo keine gewöhnliche Garnison liegt, für

beständig, um durch auszusendende Sicherheits-Patrouillen die Umgebungen vor allem, der

öffentlichen Ruhe und Sicherheit gefährlichen Gesindel rein zu halten.“      Das unmittelbare

Kommando über das lokale Bürgermilitär&nbsp;hat der jeweils ranghöchste beziehungsweise

rangälteste Bürgeroffizier.&nbsp;Dieser untersteht wiederum in einer Garnisonsstadt&nbsp;der

militärischen Stadtkommandantschaft, ansonsten dem zivilen Landrichter&nbsp;oder

Polizeidirektor.    Der Vorschlag für ein Pferderennen&nbsp;aus Anlass der

Kronprinzenhochzeit&nbsp;(1810) kommt aus den Reihen der Königlich-Baierischen

Nationalgarde III. Klasse.&nbsp;Diese entwickelte&nbsp;sich aus dem Städtischen

Wehrwesen.&nbsp;    Dieses Münchner Bürgermilitär&nbsp;gehört nicht im eigentlichen Sinne

zur Münchner Garnison.&nbsp;Die traditionelle Abgrenzung von Armee&nbsp;und

Bürgertum&nbsp;beziehungsweise von Garnison&nbsp;und Bürgerwehr&nbsp;bleibt bis weit ins

19. Jahrhundert bestehen.

1826 – Das Haberfeldtreiben als einfältigen und tollen Spuk bezeichnet

Miesbach * Der Miesbacher Landrichter&nbsp;schreibt, dass es sich bei einem

Haberfeldtreiben&nbsp;zwar um einen „einfaltigen und tollen Spuk“ handle, den aber „die

Geistlichkeit als Strafe der Gefallenen gerne sieht“.    Es gibt sogar Geistliche, die sich gegen die

eigene kirchliche Obrigkeit&nbsp;wenden und „Schnaderhüpfel“ und so manchen

Haberervers&nbsp;dichten. Diese sind in ihrer Ausdrucksweise schon nahe an der

Pornographie.&nbsp;

1826 – Die Geistlichkeit unterstützt die Haberfeldtreiber

Aibling * In einem Protokoll vom Aiblinger Landrichter&nbsp;heißt es über die Unterstützung des

Pfarrers für das Haberfeldtreiben:    „[…] wo schon mehrere denselben diesen Herrn als eine

Sünde sollen gebeichtet haben, und aber der Pfarrer ihnen erklärt hätte, dass es keine Sünde

sey, das Laster zu bestrafen; ja man behauptet sogar, dass die Geistlichen […] öffentlich in
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Wirtshäusern oder vielmehr in ihren eigenen pfarrlichen Zechstuben Lobreden auf dieses

Haberfeldtreiben machen und, was leicht zu vermuten ist, jeden Meineid deswegen

absolvieren“.&nbsp;

20. Dezember 1827 – Wieder keine Hinweise auf die Haberfeldtreiber

Großpienzenau * In der Nacht vom 20. auf den 21. Dezember 1827 wird dann noch der

18-jährigen Tochter vom Seltenschmied, Ursula Menhofer, das Haberfeld getrieben. Da auch

nach diesem Treiben die Bevölkerung verschwiegen bleibt, bringen die eingeleiteten Ermittlungen

wieder keinerlei Hinweise auf die Täter.    In seiner Ohnmacht schlägt der Landrichter der

Regierung von Oberbayern vor, künftig jede Gemeinde, „in welcher sich solche Ruhestörung

ereignet, in eine ergiebige Geldstrafe nebst Bezahlung der Untersuchungskosten [zu]

verurteilen“. 

6. Februar 1828 – Geldstrafe und die Übernahme der Untersuchungskosten

München * Der gewünschte Regierungserlass, der jeder Gemeinde in der ein

Haberfeldtreiben&nbsp;stattfindet eine Geldstrafe und die Übernahme der Untersuchungskosten

auferlegt, wird erteilt.&nbsp;

22. November 1832 – Der Landrichter fordert Kugelschüsse gegen die Haberfeldtreiber

Litzldorf * In der Nacht vom 22. zum 23. November 1832 wird ein weiteres Haberfeldtreiben in

Litzldorf abgehalten. Aus Sicht des Landrichters ist das die Folge der „oberbehördlichen Güte“.

Konsequenterweise forderte er einen härteren Kurs gegen die Haberfeld­treiber und ihre

Unterstützer.    Aus seiner Sicht wäre es gleich anders, wenn „rücksichtslos gegen diese

Ruhestörer auf Leben und Tod fürgeschritten werden dürfte, wo vielleicht mit ein paar

Kugelschüssen, Verwundeten oder einer Tötung diesem Mißstand auf lange Zeit, wenn nicht für

immer, begegnet würde“. 

24. Dezember 1846 – Freiherr von Pechmann wird nach Landshut versetzt

München * Als der König zu Weihnachten 1846 von dem Komplott gegen Lola Montez erfährt

[Auspioniererei durch die Creszentia Ganser], nimmt er Lola in Schutz und wendet sich gegen die
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selbsternannten Sonderermittler. An Freiherr von Pechmann wird daraufhin ein Exempel statuiert

und dieser umgehend als Landrichter nach Landshut versetzt.  
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